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Betreuungsverfügung, Vorsorgevollmacht, Patiententestament

Viele machen sich gerade im fortgeschrittenen Alter Gedanken über die Regelung des eigenen Nachlasses. Dies ist sicher wichtig und sinnvoll. Man sollte dabei aber nicht vergessen an sich selbst zu denken, so lange man lebt und gesund ist: Wer kümmert sich um meine Angelegenheiten, wenn ich selbst dazu nicht mehr in der Lage bin? Wer entscheidet für mich in meinem Sinne, wenn ich es selbst nicht mehr kann? 

Konkret: 

· Wer verwaltet mein Vermögen und erledigt meine Bankgeschäfte? 

· Wer organisiert für mich erforderliche Pflegedienste oder einen Pflegeplatz?

· Wer entscheidet bei Operationen und sonstigen medizinischen Maßnahmen und über die Frage der passiven Sterbehilfe?

I.
Die Lösung des Gesetzes – Betreuung 

Wer nicht mehr geschäftsfähig ist oder sonst seine Angelegenheiten nicht mehr selbst regeln kann, erhält ähnlich wie ein Kind einen gesetzlichen Vertreter. Das Gesetz, §§ 1896 ff. BGB, nennt ihn Betreuer (früher Vormund). Er wird vom Gericht eingesetzt und auch vom Gericht kontrolliert. Die Kontrolle bleibt dem Betreuer auch dann nicht erspart, wenn ein naher Angehöriger, z.B. auch Kind oder Ehegatte zum Betreuer bestellt wird. 

Wichtig ist, dass Sie sich Folgendes klarmachen: Kinder oder Ehegatten können Sie nicht automatisch vertreten.

Wem die gerichtliche Kontrolle des eigenen Vertreters lieb ist, wer also grundsätzlich die gesetzliche Betreuung für sich als sachgerecht ansieht, dem eröffnet das Gesetz (§ 1897 Abs. 4 BGB und § 1901 Abs. 3 BGB) das Recht, die Person des Betreuer zu bestimmen oder zu bestimmen, dass bestimmte Personen nicht Betreuer werden dürfen sowie Wünsche zur Ausführung zu treffen. Eine solche Betreuungsverfügung sollte zumindest schriftlich erfolgen, soweit sie nicht notariell errichtet wird.

II. Vermeidung der Betreuung – Vorsorgevollmacht

Das Betreuungsverfahren kostet Geld, die Betreuung wird oft als starke Einschränkung der Familie empfunden.

Eine Betreuung ist nach § 1896 Abs. 2 BGB nicht erforderlich, wenn eine Vorsorgevollmacht erteilt ist. 

Üblicherweise wird die Vorsorgevollmacht als umfassende Generalvollmacht erteilt. Sie umfasst den ganzen Vermögensbereich (Geld, Bankkonten, Grundstücksgeschäfte, Vermietung, Kündigung von Mietverträgen, Behörden etc.) und den Bereich der sogenannten persönlichen Angelegenheiten (z.B. Zustimmungen zu Operationen und Krankenbehandlung, ärztliche Aufklärung, Auswahl eines Pflegeheimes, Unterbringung bei Selbstmordgefährdung, Organentnahme, Zustimmung zu Obduktionen, Entscheidungen über zulässige Sterbehilfen etc.).

Ausgenommen sind höchstpersönliche Angelegenheiten wie ein Testament.

In bestimmten Fällen bedarf die Nichteinwilligung in Behandlungsmaßnahmen oder deren Abbruch der Genehmigung des Betreuungsgerichts. Dies gilt, wenn die Maßnahme medizinisch angezeigt ist und die begründete Gefahr besteht, dass der Patient aufgrund des Unterbleibens oder des Abbruchs der Maßnahme stirbt oder einen schweren und länger dauernden gesundheitlichen Schaden erleidet. Der betreuungsgerichtlichen Genehmigungbedarf es aber nur, wenn zwischen Arzt und Betreuer/Bevollmächtigtem kein Einvernehmen über den Willen des Patienten und den vorgesehenen Behandlungsabbruch besteht. 

Wichtig ist die sorgfältige Auswahl des Bevollmächtigten, da Vollmachten ein großes Vertrauen voraussetzen. Daher werden manchmal auch mehrere Personen in der Weise bevollmächtigt, dass sie in bestimmten Geschäftsbereichen nur gemeinschaftlich handeln können (wechselseitige Kontrolle). Durch optimale individuelle Gestaltung der Vollmacht kann ein weitgehender Schutz erreicht werden. So können z.B. bestimmte Geschäftsbereiche vom Vollmachtsumfang ausgenommen werden, z.B. Schenkungen. Manchmal kann eine unentgeltliche Übertragung aber umgekehrt gerade wünschenswert sein, z.B. bei Betriebsübergaben, wenn der Inhaber nicht mehr handlungsfähig ist. Insofern ist der Umfang einer Vollmacht jeweils zu überlegen. 
Der Bevollmächtigte ist nach den Regeln zum Auftrag auskunfts- und rechenschaftspflichtig, ggf. auch Erben des Vollmachtgebers. Diese Pflicht kann ggf. eingeschränkt werden.

Eine privatschriftliche Vollmacht ist grundsätzlich wirksam. Die notarielle Vollmacht bietet jedoch einige Vorteile:

· Verwendbar auch für Grundstücksangelegenheiten und Registersachen

· Prüfung und Feststellung der Geschäftsfähigkeit durch den Notar

· Sicherheit gegen Fälschungen und Fälschungseinwände

· Möglichkeit der Ersetzung der Vollmachtsurkunde, falls diese abhanden kommt

· Sachgerechte Formulierung zugeschnitten auf die konkreten Wünsche

Unter Umständen erkennen Banken, Sparkassen und Behörden privatschriftliche Vollmachten nicht an. 


Der Notar kann ggf. auch angewiesen werden, dem Bevollmächtigten die Vollmachtsurkunde nur bei Vorlage eines Attestes über die Geschäftsunfähigkeit auszuhändigen. Nachdem der Bevollmächtigte aber erst handeln kann, wenn er eine Ausfertigung der Vollmacht in Händen hält, hat es der Vollmachtgeber in der Hand, wann er die Vollmacht aushändigt.  Eine Generalvollmacht ist übrigens jederzeit frei widerruflich, falls nachträglich die Vertrauensgrundlage wegfällt oder auch z.B. bei Ehescheidung. Jedoch sollte man dann auch unbedingt die Vollmachtsurkunde einziehen, um Missbrauch zu verhindern.
Auch im Todesfall ist die Vollmacht in der Regel sinnvoll, da der Bevollmächtigte weiter für den Nachlass handeln kann, d.h. jetzt für den oder die Erben. 

Die Erteilung der Vorsorgevollmacht kann dem Betreuungsgericht angezeigt werden. Sie kann auch in das Vorsorgeregister der Bundesnotarkammer eingetragen werden. Dadurch kann eine unnötige Betreuerbestellung vermieden werden.
III.
Weisungen für den Fall des Falles: Die Patientenverfügung

Wer vermeiden möchte, künstlich am Leben erhalten zu werden, obwohl keine Hoffnung mehr besteht, wer im Zweifel lieber Schmerzmittel möchte als z.B. noch eine fast aussichtslose Chemotherapie, wem eine menschenwürdige Gestaltung des letzten Lebensabschnittes wichtig ist, wer soweit irgend möglich zu Hause gepflegt werden und sterben will, aber auch wer das Gegenteil, nämlich lebenserhaltende Maßnahmen soweit irgend möglich möchte, kann diesen Wunsch niederlegen. Dies nennt man Patientenverfügung oder Patiententestament, auch wenn es mit einem Testament im eigentlichen Sinne nichts zu tun hat.

Die Patientenverfügung ist mit Wirkung vom 1. September 2009 gesetzlich geregelt. Es gilt nunmehr – stark vereinfacht – Folgendes: 

· Die Patientenverfügung ist mindestens schriftlich abzufassen; der Widerruf der Patientenverfügung ist jederzeit formlos möglich.

· Die Patientenverfügung regelt, ob in bestimmte, zum Zeitpunkt der Festlegung noch nicht unmittelbar bevorstehende Untersuchungen des Gesundheitszustands, Heilbehandlungen oder ärztliche Eingriffe eingewilligt wird oder solche untersagt werden. 

· Die Patientenverfügung ist grundsätzlich bindend und vom (gerichtlich 

bestellten) Betreuer oder vom Bevollmächtigten im konkreten Fall umzusetzen.

· Patientenverfügungen gelten für alle Stadien einer Erkrankung; Es gibt keine Reichweitenbeschränkung; der Patient muss sich nicht im Sterben befinden.

· Treffen die Festlegungen einer Patientenverfügung nicht auf die aktuelle Lebens- und Behandlungssituation zu, hat der Betreuer bzw. Bevollmächtigte die Behandlungswünsche festzustellen und auf dieser Grundlage zu entscheiden; die in der Patientenverfügung enthaltenen Regelungen können hierzu konkrete Anhaltspunkte liefern.

Die Patientenverfügung ist also gerade für den, der für sich die passive Sterbehilfe wünscht, unerlässlich. Denn ohne diese muss auf anderen Grundlagen sein mutmaßlicher Wunsch auf passive Sterbehilfe ermittelt werden. Nur wenn ein solcher Wunsch festzustellen ist, wird das Betreuungsgericht die etwa erforderliche Genehmigung erteilen.

Patientenverfügungen können schriftlich errichtet werden. Zur besseren Akzeptanz bei Gericht ist die Errichtung beim Notar sinnvoll. Der Notar klärt den Betroffenen auf, stellt seine Geschäftsfähigkeit fest und formuliert auch die individuellen Wünsche.

Wichtig ist, dass man sich selbst mit dem Inhalt auseinandersetzt und Formulare nicht vorbehaltlos übernimmt. Je nachdem, ob man die Patientenverfügung nur rein vorsorglich errichtet oder aus Anlass einer konkreten Erkrankung oder bevorstehenden Operation, sollte sie unterschiedlich formuliert sein.

Die regelmäßige Wiederholung der Patientenverfügung ist nicht erforderlich. 

Patientenverfügungen machen nur dann Sinn, wenn sie dem Betreuer bzw. Bevollmächtigten bekannt sind.

Die Notarkosten für die Errichtung einer Patientenverfügung betragen ca. 35 €.

IV.
Kombination
Die Vorsorgevollmacht ersetzt nicht die Patientenverfügung. Denn die Vorsorgevollmacht bestimmt nur, wer entscheiden kann, nicht aber wie er zu entscheiden hat. Dies legt die Patientenverfügung fest. Deshalb werden beide häufig kombiniert, sei es in einer Urkunde oder auch in verschiedenen Urkunden. Eine Patientenverfügung ohne Vollmacht – zumindest für den medizinischen Bereich – ist wenig sinnvoll. Sie kann zwar durch den Betreuer umgesetzt werden. Dessen Bestellung nimmt aber, da es sich um ein gerichtliches Verfahren handelt, Zeit in Anspruch. Der Bevollmächtigte kann hingegen sofort handeln.
V.
Bundesweites notarielles Register für Vorsorgeurkunden

Was hilft die beste Vorsorge, wenn die entsprechenden Schriftstücke im Ernstfall nicht aufgefunden bzw. nicht gerichtsbekannt werden.

Die Bundesnotarkammer hat daher auf gesetzlicher Grundlage ein bundesweites Register für Vorsorgevollmachten aufgebaut. Hier kann jeder seine Vorsorgeurkunde über seinen Notar gegen geringes Eintragungsentgelt registrieren lassen. Die Gerichte können das Register zur Vermeidung einer unnötigen Betreuungsanordnung einsehen.

VI.
Beratung/Information

Selbstverständlich können Sie sich auch individuell z.B. durch Juristen, Mediziner, Geistliche und Betreuungsvereine beraten lassen.

Jeder Notar, ich natürlich eingeschlossen, steht Ihnen gerne zur Verfügung.

